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Matthies: Relocation (Dissertation, 2021)

Von Clara Bünger, Berlin

Der Verfasser untersucht in seiner Dissertation die im 
September 2015 innerhalb der Europäischen Union ge-
plante Umverteilung im Rahmen der Beschlüsse »Reloca-
tion I« und »Relocation II« . Mit diesen Programmen soll-
ten 160 .000 Asylsuchende aus Griechenland und Italien 
in andere Mitgliedstaaten umgesiedelt werden . Zugleich 
sollten – im Sinne des »Grundsatzes der Solidarität und 
der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter 
den Mitgliedstaaten« entsprechend Art . 80 AEUV – die 
Fehlallokationen des Dublin-Systems ausgeglichen wer-
den . Matthies untersucht neben der individuellen Rechts-
position der Antragstellenden im Umsiedlungsverfahren 
auch die aktuellen Vorschläge der EU-Kommission für ei-
nen permanenten Allokationsmechanismus im Rahmen 
der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) . 

Anschließend an das einleitende erste Kapitel befasst 
sich Kapitel 2 mit den bisherigen Umsiedlungsmaßnah-
men der Europäischen Union . Neben der Umsiedlung 
von Personen aus Malta zwischen 2009 und 2013 sind be-
sonders die genannten Umsiedlungsbeschlüsse I und II, 
die während der sogenannten Flüchtlingskrise im Sep-
tember 2015 vom Rat angenommen wurden, Gegenstand 
seiner Prüfung . Gerade für Griechenland – einem der 
Haupt-Ersteinreisestaaten – spielte das allerdings kaum 
noch eine Rolle: Denn durch den 2016 beschlossenen 
»EU-Türkei-Deal« wurden de facto alle auf den griechi-
schen Inseln in der Ostägäis ankommenden Schutzsu-
chenden von der Umsiedlung ausgeschlossen . 

In Kapitel 3 befasst sich der Autor mit der primärrecht-
lichen Konformität der Beschlüsse . Besonders detailliert 
untersucht Matthies das Auswahlkriterium entsprechend 
Art . 3 Abs . 2 der Umsiedlungsbeschlüsse, wonach nur 
Personen aus Staaten mit einer Schutzquote von min-
destens 75 % (im Unions-Durchschnitt ermittelt anhand 
vierteljährlicher Eurostat-Daten) einen Umsiedlungs-
antrag stellen dürfen . Bei diesem Ausschlusskriterium 
handele es sich zwar um eine Diskriminierung aufgrund 
der Staatsangehörigkeit, eine Berufung auf Art . 18 AEUV 
bzw . Art . 21 GrCH-EU sei jedoch für Drittstaatsangehöri-
ge nicht möglich, so Matthies . 

Kapitel 4 enthält eine umfangreiche Einordnung des 
Grundsatzes der Solidarität und der gerechten Aufteilung 
der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten, auf 
die sich die Umsiedlungsbeschlüsse in ihren Erwägungs-
gründen im Sinne des Art . 80 AEUV beziehen . Matthies 
kommt hier richtigerweise zu der Schlussfolgerung, dass 
Solidarität zwar ein Grundsatz des europäischen Asylsys-
tems ist, die Entwicklung der Solidarität im Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem bisher jedoch von Zurückhal-
tung geprägt war, wenn es darum ging, direkte Verant-
wortungsausgleichsmaßnahmen zu implementieren . Die 
Umsiedlungsbeschlüsse sieht Matthies als Wendepunkt 

und echte Instrumente für ein responsibility sharing, weil 
erstmals Umsiedlungsverpflichtungen enthalten sind . 
Ein effektives Verantwortungsallokationssystem ist nach 
Matthies nicht ohne einen physischen Korrekturmecha-
nismus denkbar, womit eine tatsächliche Umsiedlung von 
Personen gemeint ist, wie ihn die Umsiedlungsbeschlüsse 
für Notfälle etabliert haben . Er sieht in den Umsiedlungs-
maßnahmen eine Verwirklichung des Solidaritätsprinzips 
und in der Nichteinhaltung der Umsiedlungsbeschlüsse 
daher einen Verstoß gegen Art . 80 S . 2 AEUV . 

Sehr lesenswert ist Kapitel 5, das die Umsiedlung aus in-
dividueller Perspektive der Antragstellenden untersucht . 
Auch hier bezieht Matthies den EU-Türkei-Deal wieder 
als »Gamechanger« der Umsiedlungsbeschlüsse in seine 
Untersuchung mit ein . Der pauschale Ausschluss aller 
An trag stel le nden vom Geltungsbereich der Umsiedlungs-
beschlüsse verletze zum einen die Umsiedlungsbeschlüs-
se, zum anderen Unionsprimärrecht . Aufschlussreich sind 
auch die Ausführungen zu den datenschutzrechtlichen 
Implikationen, wie etwa die fehlende Mitteilung über den 
Ausschluss vom Umsiedlungsverfahren . Der insgesamt 
lückenhafte Schutz der Um sied lungs kan di dat:in nen und 
deren fehlende Rechtsschutzmöglichkeiten haben unter 
anderem zu einer weniger effektiven Durchsetzung der 
Umsiedlungsbeschlüsse geführt .

In Kapitel 6 fasst Matthies seine Ergebnisse zusammen . 
Zwar waren die Umsiedlungsbeschlüsse aus seiner Sicht 
eine Solidaritätsmaßnahme im Sinne des Art . 80 AEUV 
und damit ein Teil des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems . Die tatsächlich geringe Implementierung zeige 
aber auch eine fehlende Bereitschaft zur Solidarität . 

An das Ergebnis schließen in Kapitel 7 ein Ausblick 
und Empfehlungen an, für die Matthies den Vorschlag der 
EU-Kommission zum GEAS von September 2020 einbe-
zieht . Der Autor hat zwanzig Empfehlungen für die Etab-
lierung eines dauerhaften Umsiedlungsmechanismus ver-
fasst . Zunächst fordert er eine explizite Rechtsgrundlage 
sowohl für das Verfahren als auch für die Einbindung eu-
ropäischer Agenturen . Dabei solle es nicht nur eine Ver-
pflichtung für das »Ob« der Beteiligung geben, sondern 
auch das »Wie« solle durch einen Referenzschlüssel und 
klare Pflichten für Mitgliedstaaten gewährleistet werden . 
Er empfiehlt – anders, als es im Kommissionsvorschlag 
vorgesehen ist – eine Ausgestaltung mit subjektiven Rech-
ten für die Um sied lungskan di da t:in nen während des Um-
siedlungsverfahrens . Er schließt mit der folgerichtigen 
Forderung nach einer Etablierung eines Rechtsbehelfs bei 
Ablehnung im Umsiedlungsverfahren . 

Die Dissertation ist aufgrund der aufgezeigten detail-
lierten fachlichen Prüfung und ihrer Praxisbezüge sowohl 
für die akademische Welt als auch für interessierte Rechts-
an wen der:in nen lesens- und empfehlenswert .

•	 Thomas Matthies, Relocation – die Umsiedlung von 
Asylbewerbern in der europäischen Union, LIT Verlag, 
Berlin 2021, 356 S ., 44,90 €, ISBN 978-3-643-14863-6 .
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